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Es war deswegen richtig, weil es nicht sein kann, dass
die Finanzmisere, in der sich Bund, Länder und Kommu-
nen befinden, ausgerechnet von den Bürgern mit mittle-
ren und kleineren Einkommen bezahlt werden soll, die
über Jahre Steuern zahlen. Es kann nicht sein, dass sie
still und heimlich über die Jahre inflationsbedingt in hö-
here Steuersätze hineinrutschen und wir einfach zu-
schauen. Das ist unfair gegenüber den Bürgern. Das
muss man korrigieren, und das haben wir gemacht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir brauchen Fairness gegenüber den Bürgern und
Fairness gegenüber den Kommunen. Die Koalition und
die Union als Kommunalpartei

(Lachen bei der SPD und der LINKEN)

werden auch in schwieriger Zeit diese Fairness gewähr-
leisten; denn unser Grundsatz gilt: Geht es den Gemein-
den gut, geht es dem ganzen Land gut. Deswegen wie-
derhole ich: Wir brauchen keinen Schirm, sondern
dauerhaft gutes Wetter für unsere Kommunen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich dem Kol-

legen Poß das Wort gebe, sei mir der Hinweis gestattet,
dass wir noch zwei Redner in dieser Debatte haben und
beiden ermöglichen sollten, hier zu reden. Allen, die im
Saale sind, sollten wir ermöglichen, sie zu hören und zu
verstehen. Deshalb bitte ich die Kolleginnen und Kolle-
gen, die zur namentlichen Abstimmung schon herbeige-
eilt sind, Platz zu nehmen, sodass wir die Debatte zu
Ende führen können.

Das Wort hat der Kollege Joachim Poß für die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Joachim Poß (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber

Kollege Kaster, die Kommunen brauchen jetzt keinen
Schönwetterredner, sondern sie brauchen eine sofortige
Hilfe, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Bernhard Kaster [CDU/CSU]:
Eine dauerhafte Hilfe!)

weil sie mit den Folgen der Krise nicht mehr klarkom-
men, weil sie die Einrichtungen der sozialen Infrastruk-
tur wie Kindertagesstätten nicht mehr aufrechterhalten
können. Die haben nichts von Ihren Sprüchen und von
den Ankündigungen von Herrn Schäuble, die er hier ge-
macht hat. Denen muss jetzt und wirksam geholfen wer-
den, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

und zwar nicht, um abstrakt Kommunen zu helfen, son-
dern um den wirklich Betroffenen, den Kindern und Ju-
gendlichen in den Kommunen, zu helfen. Das ist die
Aufgabe. Das müssen Sie doch erkennen. 

Diese Feststellung wird nicht einmal mit einem Vor-
wurf garniert. Wir alle fühlen uns doch zu Recht nicht
schuldig wegen der Krise. Wir haben nicht die schwerste
Wirtschafts- und Finanzkrise, die wir bisher in der Nach-
kriegszeit erlebt haben, herbeigeführt, und zwar keiner
von uns. Wir müssen uns nur der Realität stellen. Sie ha-
ben einen Koalitionsvertrag gemacht, der die Realität
leugnet. Das ist doch das Problem. Deswegen kommen
Sie im Moment mit der Realität nicht klar. 

(Beifall bei der SPD)

Das dürfen nicht die Kommunen ausbaden, weil Sie
Schwierigkeiten haben, irgendetwas von Ihrem „Kolli-
sionsvertrag“, wie meine Kollegin gesagt hat, überhaupt
umzusetzen, was kein Wunder ist. Alles, was Sie bisher
durchgesetzt haben, wirkte krisenverschärfend für die
Kommunen. Das ist die Wahrheit. Da helfen die schönen
Reden von Frau Merkel auf dem CDU-Landesparteitag
in Münster oder die von Herrn Rüttgers, der die Gemein-
den beschwört, nichts. In der Realität machen Sie das
Gegenteil von dem, worüber Sie reden. Bei Ihnen klaf-
fen Reden und Handeln notorisch auseinander. Das geht
zulasten der Kommunen. Das zu ändern, ist die Aufgabe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie, Herr Bundesfinanzminister, beginnen jetzt von
neuem, das durchzubuchstabieren, was schon 2003 in ei-
ner großen Kommission unter Beteiligung aller Ebenen
erörtert wurde, nämlich alle Modelle der letzten
30 Jahre, die Sie so gut wie ich kennen. Die Wahrheit ist:
Damals, im Jahr 2003, hat die rot-grüne Koalition – ich
war der Verhandlungsführer der SPD im Vermittlungs-
ausschuss – im Gegensatz zu dem, was Sie gesagt haben,
die Gewerbesteuer gerettet; denn starke Kräfte in der
Union – ich erinnere an den Leipziger Parteitag – woll-
ten die Gewerbesteuer abschaffen. Das ist die historische
Wahrheit und nicht das, was Sie gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es waren die Sozialdemokraten, die in der Großen
Koalition in der Koch-Steinbrück-Arbeitsgruppe dafür
gesorgt haben, dass die Gewerbesteuer gefestigt wurde.
Das ist die historische Wahrheit. Das war nicht die
Union; von der FDP rede ich erst gar nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn es also eine Kommunalpartei in Deutschland gibt,
dann können die Sozialdemokraten das für sich in An-
spruch nehmen und niemand anderes. Das muss klarge-
stellt werden. 

(Beifall bei der SPD – Ingo Wellenreuther
[CDU/CSU]: Die Lage der Kommunen ist de-
saströs! – Weitere Zurufe von der CDU/CSU
und der FDP)
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Herr Schäuble, zu unserer gemeinsamen Vergangen-
heit gehört, dass Sie als Fraktionsvorsitzender der CDU/
CSU Mitte der 90er-Jahre die Aushöhlung der Gewerbe-
steuer als Ihr wichtigstes Anliegen begriffen hatten. Sie
sind nämlich damals vehement für die Abschaffung der
Gewerbekapitalsteuer eingetreten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie haben damals gesagt, dies führe zu einem enormen
Aufwuchs an Arbeitskräften. Die Gewerbekapitalsteuer
wurde abgeschafft. Die Gewerbesteuer wurde dadurch
instabiler und konjunkturanfälliger. Ein Aufwuchs an
Arbeitskräften ist nicht eingetreten. Daraus sollten Sie,
was Ihre Einschätzungsfähigkeit angeht, lernen, Herr
Schäuble. 

(Beifall bei der SPD)

Sie sollten den Einbruch der Wirtschaftskraft um
5 Prozent im vergangenen Jahr nicht als Alibi nutzen, um
die wichtigste Einnahmequelle der Kommunen – diese
haben wir damals in Verhandlungen mit Ihnen in Art. 28
des Grundgesetzes gefestigt – zu beschädigen. Die FDP
sagt es im Klartext: Wir wollen die Gewerbesteuer end-
lich weghaben. – Das ist die schwarz-gelbe Zukunft für
die Gemeinden. Da können die Gemeinden nur noch
schwarzsehen. Es muss, auch nach dem 9. Mai – denn
Herr Rüttgers macht, was Politik für die Gemeinden be-
trifft, nur Sprüche –, eine stärkere Sozialdemokratie her,
um das zu verhindern. In Nordrhein-Westfalen geht es
am 9. Mai auch um die Zukunft der Gemeinden. 

(Beifall bei der SPD – Leo Dautzenberg
[CDU/CSU]: Der letzte Mohikaner der Sub-
stanzbesteuerung!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Dr. Mathias Middelberg für

die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU): 
Werter Herr Kollege Poß, wir hatten im Mittelteil un-

serer Debatte eine sehr ernsthafte Auseinandersetzung
über die sehr ernsthafte finanzielle Lage der Kommunen.
Insbesondere als unser Minister Dr. Schäuble dazu ge-
sprochen hat, konnten Sie feststellen, wie ernsthaft wir
uns mit diesem Thema auseinandersetzen. Wir debattie-
ren nicht nur darüber, sondern wir handeln. Wir setzen
konkret diese Kommission mit speziellen Untergruppen
ein. Wir veranstalten keine Wahlkampfshow, wie Sie das
in Ihrem Beitrag versucht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Uns geht es nämlich nicht um Wahlkampf, sondern uns
geht es wirklich darum, ein schwieriges Thema in den
Griff zu bekommen. 

(Beifall des Abg. Leo Dautzenberg [CDU/
CSU])

Es ist schon verwunderlich und ziemlich scheinheilig,
wie Sie sich hier aufgeführt haben. Wer hat denn elf
Jahre lang den Finanzminister in der Bundesrepublik

Deutschland gestellt? Wer war denn elf Jahre verant-
wortlich in diesem wesentlichen Ressort? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Joachim Poß [SPD]: Wer hatte die Mehrheit
im Bundesrat?)

Diese Regierung ist jetzt seit fünf Monaten im Amt. Sie
wollen sie für das derzeitige Szenario in den Kommunen
verantwortlich machen. Das ist schon ziemlich daneben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Die Kommunen befinden sich aus zwei Gründen – Bun-
desminister Schäuble hat sie eben deutlich gemacht – in
einer ernsthaften finanziellen Situation. Ein wesentlicher
Gesichtspunkt ist der starke Zusammenbruch bei der Ge-
werbesteuer. Das ist auch logisch; denn die Gewerbe-
steuer ist vor allen Dingen eine sehr wirtschaftsnahe und
unternehmensnahe Steuer. Wir sehen bei den Bundes-
steuern, auch bei der Körperschaftsteuer, mit einem
Rückgang des Aufkommens von über 50 Prozent die
stärksten Einbrüche. 

Das deutet das Dilemma der Kommunen an. Wir
müssen die Finanzierung der Kommunen auf stabilere
Standbeine stellen als bisher. Das heißt, dass es eine Mo-
difikation bei der Gewerbesteuer geben muss. Deshalb
ist es richtig, diese Kommission, in die die Länder und
auch die kommunalen Spitzenverbände einbezogen sind,
jetzt einzusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das ist jedenfalls weitaus intelligenter als die Schnell-
schüsse, die Sie uns heute per Antrag vorlegen. Sie sind
kein ernsthafter Beitrag zur Lösung.

Ich persönlich bin allerdings auch der Ansicht: Wir
brauchen eine kommunale Steuer, die einen Bezug zur
wirtschaftlichen Entwicklung in den Kommunen hat. Ich
denke, das sollte uns klar sein; denn sonst würden wir all
die Kommunen bestrafen, die sich in den letzten Jahren
und Jahrzehnten für die Ansiedlung von Unternehmen
und damit für Arbeitsplätze engagiert haben. Das wollen
wir nicht tun. Das wäre der falsche Anreiz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich komme zum Thema Wachstumsbeschleunigungs-
gesetz. Es ist Ihre Lieblingsbeschäftigung, das zu kriti-
sieren. Ich glaube, dass wir mit diesem Gesetz genau das
Richtige gemacht haben. 

(Beifall des Abg. Leo Dautzenberg [CDU/
CSU])

Für die jetzige Situation kann es nicht verantwortlich
sein; denn es gilt erst seit drei Monaten. Wir haben in der
Tat auch bei der Besteuerung der Leasingunternehmen
und bei der Frage der Funktionsverlagerung, die wir an-
ders geklärt haben, richtig gehandelt. Das stärkt auf
Dauer unseren Investitionsstandort und auch die steuerli-
che Basis. Das wird auf mittlere und längere Sicht die
Einnahmesituation der Kommunen verbessern. 


